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1. Einleitende Bemerkungen 
Durch § 41 TSchG ist die Funktion der Tierschutzombudsperson grundsätzlich          
festgelegt. § 41 Abs. 10 TSchG regelt die Pflicht zur Berichterstattung an die             
Landesregierung. Der Zeitraum dieses Berichts umfasst das Jahr 2016. 
 
Die Tierschutzombudsstelle ist Teil der Abteilung Gesundheit (Referat        
Veterinärrecht) im Landesdienstleistungszentrum in 4021 Linz, Bahnhofplatz 1.        
Durch die Einbindung in eine Gruppe ist sichergestellt, dass Anliegen in           
Tierschutzfragen aufgenommen und Lösungen zugeführt werden.  
 
Zwischen der Abteilung Gesundheit und der Abteilung Ernährungssicherheit und         
Veterinärwesen wurde vereinbart, dass Herr Mag. Dieter Deutsch die Funktion als           
Tierschutzombudsmann aufgrund seiner bisherigen Stellvertretung interimistisch      
übernimmt. Die Klärung innerorganisatorischer Fragen führte dazu, dass er die          
Aufgaben während des gesamten Berichtszeitraums - zusätzlich zu seiner Tätigkeit          
als Amtstierarzt der Abteilung Ernährungssicherheit und Veterinärwesen -        
wahrnahm. Der eingeschränkte Einsatzbereich als Amtstierarzt stellte sicher, dass in          
der Funktion als Tierschutzombudsmann keine Interessenkollisionen entstanden. 
 
In welchem Rahmen der Tierschutzombudsmann zuständig ist, basiert auf dem          
Tierschutzgesetz. § 3 TSchG legt den Geltungsbereich fest: Danach gilt es für alle Tiere.              
Auf die Gesamtheit der Tiere treffen aber nur das Verbot der Tierquälerei und das              
Verbot der Tötung zu. Die sonstigen inhaltlichen Festlegungen gelten nur für die            
Wirbeltiere, Kopffüßer und Zehnfußkrebse. Auf die Ausübung der Jagd und Fischerei ist            
das Tierschutzgesetz nicht anwendbar.  
 
Neben dem Tierschutzgesetz regelt auch § 3 des Gesetzes zur Durchführung           
unmittelbar anwendbarer unionsrechtlicher Bestimmungen auf dem Gebiet des        
Tierschutzes Aufgaben für die Tierschutzombudsperson. 
 
Weiters sieht § 32 Abs. 1 Tierversuchsgesetz 2012 vor, dass die           
Tierschutzombudsfrauen und Tierschutzombudsmänner regelmäßig durch die      
zuständigen Behörden über die festgelegten Kontrollen bei Züchtern, Lieferanten und          
Verwendern zu informieren sind. 
 

2. Selbstverständnis der Tierschutzombudsstelle 
Tierschutzombudsmann und Bearbeiterinnen des Referats Veterinärrecht arbeiten       
zusammen, um die vielfältigen Anfragen rund um das Thema Tier zu ordnen und             
lösungsorientiert zu bearbeiten. Mehrere Kolleginnen sind unter der Nummer         
0732/7720-14281 erste telefonische Anlaufstelle. Sie hören auf die Schilderungen         
der Anrufer, filtern den Sachverhalt und weisen Probleme den zuständigen Stellen           
zu (Fachabteilungen bzw. Bezirksverwaltungsbehörden). Da viele Themen rechtlich        
und veterinärfachlich zu bewerten sind, erfolgt ein Austausch zwischen Juristinnen          
und Veterinärmedizinerinnen.  
 
Ziel der Bearbeiterinnen der Tierschutzombudsstelle ist, dass Menschen mit ihren          
Anliegen für die Tiere Gehör bekommen und aufgeklärt werden, welche          
(behördlichen) Schritte unternommen werden können. 
 
Der Aufgabe, die Interessen des Tierschutzes zu vertreten, wird durch viele           
unterschiedliche Handlungsweisen entsprochen. Über den Einzelfall hinausgehend       
werden Strategien entwickelt, potenzielle Halter so zu informieren, dass sie ein           
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realistisches Bild über die Tierhaltung bekommen, damit nachhaltig bessere         
Bedingungen für Tiere gegeben sind. 

 
2.1. Außenwirksamkeit und Kontakttelefon 

Die Erfahrung zeigt, dass sämtliche Anliegen, die ein Tier betreffen, bei der            
Tierschutzombudsstelle eingehen, weil diese die einzige Stelle beim Amt der          
Oö. Landesregierung ist, die in der Bezeichnung den Begriff "Tier" enthält.           
Eigentliche Aufgabe der Tierschutzombudsstelle ist, Wissen über Tierschutz zu         
verbreiten. Die Aufgabenstellung wird aber umfassend gesehen, sodass sich         
die Mitarbeiterinnen der Tierschutzombudsstelle in der täglichen Arbeit Zeit für          
die Gespräche mit den Anruferinnen und Anrufern nehmen, um den          
tierschutzrelevanten Sachverhalt herauszufinden und auf Fragen zu       
Tierschutzthemen kompetente Antworten zu geben.  

 
Veterinärmedizinische Bewertungen und sonstige fachliche Anfragen werden       
zwischen Fragestellern und Tierschutzombudsmann abgeklärt, juristische      
Themen werden an die juristischen Bearbeiterinnen weiter gegeben.        
Spezialfragen werden mit internen und externen Experten geklärt. 
 

2.2. Prävention durch Aufklärung 
Besondere Bedeutung hat die Aufgabe, den Tierschutzgedanken in der         
Öffentlichkeit zu verbreiten, wobei ein Schwerpunkt in der Prävention gesehen          
wird. Künftige Halter sollen gut über Haltungsanforderungen von Tieren         
Bescheid wissen, damit sie sich ihrer Verantwortung bewusst sind und daher           
das gewählte Tier als lebenslangen Begleiter verstehen.  

 
Oberösterreich verfügt über eine Agrarstruktur und hat viele landwirtschaftliche         
Tierhaltungen. Es ist wichtig, dass in der Nutztierhaltung angemessene         
tiergerechte Bedingungen zur Verfügung stehen. Nur so kann eine qualitativ          
hochwertige Gewinnung von tierischen Produkten garantiert werden,       
insbesondere dann, wenn das Tier durch die Schlachtung in den          
Lebensmittelkreislauf kommt. 

 
Hauptaufgaben der Arbeit: 
− Aufklärung künftiger Besitzer von Heimtieren (im nicht gewerblichen        

Bereich) 
− Stärkung des Tierschutzgedankens bei landwirtschaftlichen und      

gewerblichen Haltungen 
 

2.3. Parteistellung des Tierschutzombudsmanns 
 

2.3.1. Beteiligung an Verfahren in erster Instanz  
Der Tierschutzombudsmann war in zahlreiche Verwaltungsstrafverfahren      
sowie Verwaltungsverfahren ​eingebunden, wobei die Zusammenarbeit mit       
den 18 Bezirkshauptmannschaften und Magistraten reibungslos und       
unkompliziert erfolgt ist. Viele Verfahren sind als Melde- oder         
Anzeigeverfahren konzipiert. Diese vereinfachten Verfahren sollen auch       
rasch abgewickelt werden. Für die Meldeverfahren betreffend Wildtiere        
und Sachkundenachweisen wurde mit den Behörden schon eine        
Absprache getroffen. Bezüglich anderer Verfahren gilt es noch praktikable         
Vereinbarungen zu treffen, die sowohl das Parteiengehör als auch eine          
rasche Abwicklung des Verfahrens berücksichtigen. 
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Besonders geschätzt wird, wenn unabhängig vom zu führenden        
Behördenverfahren für Tierhalter, bei denen es neben Tierleid auch viel          
menschliches Leid gibt, das Gespräch mit dem Tierschutzombudsmann        
gesucht wird, um eine gute Lösung für alle Beteiligten zu erreichen. Mit            
einer solchen Vorgangsweise kann unbürokratisch und relativ einfach der         
beste Weg im Sinne des Tierschutzes gefunden werden.  

 
2.3.2. Verfahren beim Landesverwaltungsgericht 

Im Berichtszeitraum wurde der Tierschutzombudsmann zu vier       
mündlichen Verhandlungen zum LVwG geladen, wobei eine davon auch         
mit anschließendem Ortsaugenschein war.  
Zu einer mündlichen Verhandlung kam auf Grund eines        
Übermittlungsfehlers des Gerichts keine Ladung. Nach Bekanntwerden       
des Ladungsfehlers wurde die Parteistellung insofern gewahrt, dass der         
Tierschutzombudsmann eingeladen wurde, nachträglich eine schriftliche      
Stellungnahme zum Verhandlungsprotokoll abzugeben, die berücksichtigt      
wurde.  
Angemerkt wird, dass eine schriftliche Stellungnahme nicht das erreichen         
kann, was den Zweck der mündlichen Verhandlung ausmacht - die          
Unmittelbarkeit: Bei Anwesenheit aller Beteiligten bei der mündlichen        
Verhandlung ist es möglich, sich aktiv einzubringen und damit Lösungen          
im Interesse des Tierschutzes abgestimmt auf die konkrete Situation zu          
erreichen. Außerdem kann der Tierschutzombudsmann eine      
abschließende Stellungnahme abgeben. 
 
Um daher die Parteistellung für die Tiere in einem zweitinstanzlichen          
Verfahren mit mündlicher Verhandlung optimal wahren zu können, wäre         
es Ziel, sich rechtzeitig vor dem Verhandlungstermin mit den         
Ansprechpartnern (Juristen oder Sachbearbeiter) der betroffenen Behörde       
abzustimmen und die Argumente der Beschwerde gemeinsam (ev. unter         
Miteinbeziehung des Amtstierarztes, welcher häufig auch als Zeuge in der          
Verhandlung fungiert) zu erörtern. Für eine umfassende Erfassung des         
Sachverhalts ist es geboten, dass neben der Tierschutzombudsperson        
auch ein Behördenvertreter bei der Verhandlung anwesend ist, der mit der           
Situation vor Ort ausreichend vertraut ist. Mit dieser angestrebten         
Vorgehensweise können Überlegungen angestellt werden, die die       
Ausführungen der Beschwerdepartei relativieren und damit dem       
Tierschutz in der Sache Erfolg zukommt.  
Positiver Nebeneffekt wäre, dass durch diese zu ritualisierenden        
Abstimmungsgespräche vorgebeugt werden kann, dass Gerichtstermine      
übersehen werden.  

 
2.4. Vernetzung mit tierschutzrelevanten Stellen/Organisationen 

Eine wichtige Aufgabe des Tierschutzombudsmanns ist der enge Kontakt zu den           
Systempartnerinnen und -partnern.  
 
Der Tierschutzombudsmann nahm an den Veranstaltungen des Referats        
Veterinärrecht in der Abteilung Gesundheit teil, die mit den zuständigen          
Bearbeiterinnen sowie Amtstierärztinnen der Bezirksverwaltungsbehörden     
("Runder Tisch") und den Partnerinnen der Tierschutzorganisationen ("Oö.        
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Tierschutzforum") abgehalten werden, wie auch beim Tag der offenen Tür in den            
Tierheimen anlässlich des Welttierschutztages.  
 
Jährlich werden zwei Sitzungen des Tierschutzrats abgehalten, vor diesen treffen          
sich alle Tierschutzombudspersonen zur Abstimmung. Zur Gesetzesnovelle des        
Tierschutzgesetzes und der 1. Tierhaltungsverordnung gab es zwischen den         
Ländern intensive Kontakte, um im Konsens Tierschutzstandards festzulegen und         
diese in der gemeinsamen Stellungnahme an das BMGF einzufordern. 
Der Tierschutzombudsmann ist Ansprechperson für das für den Tierschutz         
zuständige Mitglied der Oö. Landesregierung und steht zur Beratung und für           
gemeinsame Auftritte bei Veranstaltungen zur Verfügung. Mit Herrn Landesrat Ing.          
Entholzer und Frau Landesrat Gerstorfer, MBA, gab es konstruktive Gespräche. 

 
 
3. Öffentlichkeitsarbeit 

Eine größere Verbreitung erlangen Themen über Medien. So wird darauf Wert gelegt,            
dass Medienanfragen rasch und sorgsam erledigt werden. Das bewirkte auch in diesem            
Jahr, dass der Kontakt zum Tierschutzombudsmann in Tierschutzfragen von         
Medienvertreterinnen gern genutzt wurde, um Expertenrat einzuholen. 

 
3.1. Veröffentlichung in Printmedien 

Die Redaktion des Neuen Volksblatts ist an den Tierschutzombudsmann mit der           
Bitte herangetreten, Tierschutzthemen regelmäßig in diesem Medium vorzustellen.        
Nach Zusage wurden im Berichtszeitraum in ca. 14 tägigem Abstand unter der            
Rubrik „tierisch – fit“ verschiedenste Beiträge zum Thema Tierschutz veröffentlicht.          
Vorteil solcher regelmäßigen Veröffentlichungen ist, dass zum einen auf aktuelle          
Geschehnisse gezielt und rasch reagiert sowie informiert werden kann, zum          
anderen aber auch über Serien auf bestimmte Themen über längere Zeit der            
Fokus gelegt werden kann.  
 
Folgende Themenübersicht der Rubrik „tierisch – fit“ soll einen Überblick geben: 
-) Aufgaben der Tierschutzombudsstelle  
-) Tierheime 
-) Fundtiere – Abgabetiere 
-) Tierschutzportal 
-) Pflichten eines Hundehalters (chippen, registrieren, etc...) 
-) Richtiger Umgang mit Hunden, Katzen, Pferden, Hühnern, Kaninchen,  
   Meerschweinchen, Papageien etc... 

 
3.2. Radio- und Fernsehberichte 

In einer Sendung des ORF „Report“ wurde das Thema „Wachtelhaltung“          
aufgegriffen. Hierbei wurde auch über einen oberösterreichischen Betrieb        
berichtet, über dessen Tierhaltung heimlich gefilmtes Material an die Öffentlichkeit          
bzw. den ORF gelangte. Dieses Filmmaterial erhielt der Tierschutzombudsmann         
zur Beurteilung. Die fachliche Stellungnahme des Tierschutzombudsmanns wurde        
auch (gekürzt) ausgestrahlt. 
 
Anlässlich des Welttierschutztages am 4. Oktober 2016 wurde der         
Tierschutzombudsmann zu einer Radiosendung in das ORF Landesstudio        
Oberösterreich eingeladen. Dabei wurden allgemeine Fragen zum Tierschutz, der         
Tierschutzombudsstelle, usw., aber auch spezielle Fragen wie die        
Kastrationspflicht von Katzen mit Freilauf erörtert. Anschließend wurden noch         
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weitere 12 Fragen an den Tierschutzombudsmann gestellt. Die Beantwortung und          
Ausführungen dieser Fragen und Themen (Heimtierhaltung, Wildtieranzeige,       
Hühnerhaltung, etc....) wurden an weiteren vier Sendeterminen ausgestrahlt. 

 
3.3. Besuch einer Schulklasse  

Auf Initiative eines Lehrkörpers wurde der Tierschutzombudsmann am 25. Februar          
2016 eingeladen, im Europagymnasium Linz Auhof im Rahmen des         
Ethikunterrichts zum Thema „Tierschutz“ zu sprechen. Zur Vorbereitung wurden         
Fragen der Schüler an den Tierschutzombudsmann übermittelt und diese dann im           
Unterricht beantwortet und weiterführend diskutiert. Die Themen der Fragen         
umspannten ein sehr weites Feld, angefangen vom Tierschutzgesetz über die          
Heimtierhaltung sowie über die Tierhaltung zur Lebensmittelproduktion bis hin zu          
Artenschutzthemen. 

3.4. Veranstaltungsbesuch "Tag der offenen Tür" in den Tierheimen Steyr         
und Freistadt 
Am 1. Oktober 2016 nahmen fast alle oberösterreichischen Tierheime an der vom            
Land Oberösterreich, Referat Veterinärrecht, ausgeschriebenen Veranstaltung      
"Tag der offenen Tür in oö. Tierheimen" teil. Der Tierschutzombudsmann war am            
Vormittag im Tierheim Steyr und am Nachmittag im Tierheim Freistadt anwesend,           
um Fragen der BesucherInnen zu beantworten, auf wichtige Tierschutzthemen         
(Stichwort: Kastrationspflicht bei "Freigängerkatzen") aufmerksam zu machen       
sowie mit den Verantwortlichen der Tierheime aktuelle Themen zu besprechen.  
 
Da die Wissensvermittlung zu Tierschutzthemen eine essentielle Säule in der          
Prävention von Tierschutzproblemen darstellt, ist die gezielte Fachinformation der         
Bevölkerung ein großes Anliegen der Tierschutzombudsstelle. 

 
3.5. Sonstige öffentlichkeitswirksame Auftritte 

Es wird darauf geachtet, dass die Tierschutz-Homepage des Landes         
Oberösterreich – ​www.tierschutzportal.ooe.gv.at​ ​-​ ​aktuell gehalten wird. 
 
Das Infomaterial zum Themenbereich Katzenkastration „Kastration von Katze und         
Kater: Kleiner Eingriff – große Wirkung“ wurde bei Anforderung an Interessenten           
weiter gesendet. 

 
4​. Zuständigkeiten, Datensammlung und Folgerungen 
 

4.1. Anlaufstelle für Tierschutzfragen - Nahtstelle zu anderen Abteilungen 
Von Montag bis Freitag ist die Tierschutzombudsstelle unter der Telefonnummer          
0732/7720-14281 von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr besetzt. Außerhalb dieser Zeiten           
können unter dieser Nummer Sprachnachrichten hinterlassen werden und es         
erfolgt ein Rückruf, wenn die Nummer des Anrufers aufscheint. 
Positiv zu vermerken ist, dass der größte Anteil der Telefonate von tierfreundlichen            
Menschen kommt, die mitteilen, welche Defizite ihnen in Haltungsbedingungen         
oder im Verhalten mit Tieren aufgefallen sind und um Prüfung ersuchen. Damit            
wird deutlich, dass Menschen nicht wegschauen, wenn ihnen Probleme und          
Missstände auffallen und erbitten, dass Fachleute überprüfen, was laienhaft         
manchmal nicht feststellbar ist. 
 
Bürgerinnen und Bürger, die ein Problem ein Tier betreffend haben, wenden sich            
an die Tierschutzombudsstelle. Aus den Kontakten wird ersichtlich, dass der          
Themenbereich Tier viele Facetten hat. Viele fallen nicht in den          

Seite 8 

http://www.tierschutzportal.ooe.gv.at/


Zuständigkeitsbereich des Tierschutzombudsmanns. Folgende beispielhafte     
Aufzählung soll einen Überblick geben, welche Themen angefragt, aber in der           
Tierschutzombudsstelle fachlich nicht verfolgt werden können: 
 
Themenstellungen außerhalb des Zuständigkeitsbereichs:  
- Fragen wegen der Gefährlichkeit eines Tiers - wie kann ich mich als            

Nachbar/Passant o.ä. schützen:  
Bei einer solchen Fallkonstellation ist der Sicherheitsaspekt angesprochen.        
Geht es um einen Hund, fällt dies unter das Oö. Hundehaltegesetz,           
Bewilligungspflichten für gefährliche Tiere sind im Oö. Polizeistrafgesetz       
geregelt - dies fällt in die Kompetenz der Direktion Inneres und Kommunales -             
und diesbezügliche Bewilligungen sind bei der Gemeinde zu beantragen. 

- Fragen betreffend freilebende Wildtiere: 
Dieser Themenkreis wird in der Abteilung Naturschutz bearbeitet. 

- Fragen zur Jagd, Zulässigkeit von Fallen o.ä., aber auch Fragen betreffend           
Fischerei: 
Fragen dazu beantworten die KollegInnen der Abteilung Land- und         
Forstwirtschaft. 

- Fragen, die Eigenschaften von Tieren betreffen, die vertraglich zugesagt         
wurden, aber nicht vorhanden sind, gehören nicht in die Zuständigkeit von           
Verwaltungsbehörden. Unklarheiten aus einem Vertragsverhältnis klären im       
Streitfall die Gerichte. 

 
Katze, Kastrationspflicht und Zucht 
Durch die Änderung der 2. Tierhaltungsverordnung mit April 2016, bei der die            
Kastrationsverpflichtung von Katzen konkretisiert wurde, wurde häufig nachgefragt,        
wie diese Bestimmung nun in der Praxis Anwendung findet. Ebenso wurden die            
Voraussetzungen für eine Zucht hinterfragt. Dazu kamen auch noch viele Fragen           
zur Gruppe der wildlebenden Katzen ("Streunerkatzen"). In dem Zusammenhang         
soll auch angeführt werden, dass auch immer wieder offensichtlich in finanzieller           
Notlage befindliche Menschen nach Unterstützung fragen. Die       
Tierschutzombudsstelle hat kein Budget für solche Zwecke. 
 
Kommunikation mit Behördenorganen 
Wichtig ist die gute Abstimmung mit den Tierschutzbehörden sowie dem          
Landesverwaltungsgericht. Daher fällt auch ein großer Teil der Telefonate auf die           
Kommunikation mit Behördenvertretern, um sich abzustimmen und im Gespräch         
gemeinsam Lösungen zu suchen und zu finden. 
 
Anfragen durch Medien 
Als Fachexperte wird der Tierschutzombudsmann gern zu aktuellen Themen zu          
Rate gezogen bzw. wird hinterfragt, ob einzelne Fakten durch bei der           
Ombudsstelle verfügbares Datenmaterial belegt werden können. 
 
Verlust eines Tiers - Hilfestellung bei der Suche, finanzielle Abgeltung 
Ein weiterer gut nachgefragter Themenblock betrifft die Suche eines entlaufenen          
Tiers, welche Wege und Möglichkeiten für einen Halter zur Verfügung stehen.           
Ebenso fragen Finder, insbesondere von verletzten Tieren, die Maßnahmen         
ergriffen haben, wofür Kosten angefallen sind, ob diese vom Land Oberösterreich           
übernommen werden. 
 
Fragen zur Tierhaltung 
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Unter diesem Fragenkomplex findet sich eine breite Palette. Dabei werden          
Haltungsbedingungen für Wildtiere oder andere seltene Tierarten hinterfragt. Oft         
geht es aber auch darum, ob bestimmte Tierarten in Gemeinden gehalten werden            
dürfen (wie z.B. Hühner oder Schafe im Siedlungsgebiet). 
 
Die nachstehende Abbildung gibt einen Überblick, in welchem Verhältnis die          
Themen nachgefragt wurden. 
 

 
 
ABB. 1: ANZAHL UND THEMEN DER TELEFONISCHEN ANFRAGEN IM JAHR 2016 
 
 

4.2. Hinweise über mögliche Verstöße und Verwaltungsstrafverfahren 
 

Auf verschiedenen Wegen gelangen Schilderungen von Privatpersonen oder        
Vereinen an die Tierschutzombudsstelle, die auf Missstände in einer Tierhaltung          
hinweisen. Manchmal kann schon im Telefonat geklärt werden, dass es sich beim            
vermeintlich problematischen Zustand um keinen Verstoß handelt. Dennoch ist es          
sehr wichtig, dass Menschen aufmerksam und hellhörig sind, um bei allfälligen           
Problemen rasch die zuständigen Behörden zu informieren und damit in einem           
sehr frühen Stadium Schritte für das Tierwohl setzen zu können. 
 
Um rasch und effizient Abhilfe zu schaffen, wird den Anruferinnen empfohlen, den            
Sachverhalt unmittelbar bei der zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde zu       
deponieren, weil diese vor Ort die Prüfung der Tierhaltung veranlassen kann.  
Es gibt aber verschiedene Gründe, warum dieser direkte Weg nicht gewählt wird.            
Dann sorgt die Tierschutzombudsstelle dafür, dass der Hinweis anonymisiert an          
die Behörde übermittelt wird und ersucht um Verständigung über den Ausgang der            
Überprüfung. Damit ist sichergestellt, dass allen Hinweisen nachgegangen wird. 
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Wenn Behörden das Ergebnis der Kontrolle der Tierhaltung unverzüglich         
übermitteln - wie das auch im Hinweisschreiben an die zuständige Behörde           
angeführt ist - wird das von der Tierschutzombudsstelle als effizient gewertet.           
Dennoch kommt es vor, dass von Behörden keine Nachricht einlangt. Aufgrund der            
Evidenzhaltung des Hinweises durch die Tierschutzombudsstelle wird die Antwort         
urgiert. Mehrmalige Urgenzen verursachen viel Aufwand, weswegen für die         
Zukunft für diese Fälle eine neue Vorgangsweise festzulegen sein wird. Denn           
mögliches Tierleid ist auf seinen Wahrheitsgehalt zu überprüfen. Dies kann nur           
durch die zuständige Behörde veranlasst werden. 

 

 
ABB. 2: ANZAHL DER HINWEISE IN DEN JAHREN 2012 BIS 2016  
 

Die Klarstellung der Kastrationspflicht für Katzen mit Zugang ins Freie in der 2.             
Tierhaltungsverordnung 2016 bewirkte, dass viele Anzeigen wegen möglicher        
Übertretungen bei den Behörden einlangten. Aufgrund dieser Tatsache nahm die          
Anzahl der Strafverfahren deutlich zu. 
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ABB. 3: ANZAHL DER VERWALTUNGSSTRAFVERFAHREN IN DEN JAHREN 2012 BIS 2016 
 
 
 

 
ABB. 4: ANZAHL DER VERWALTUNGSSTRAFVERFAHREN GEM. TSCHG IN DEN KATEGORIEN HUND/KATZE, 
NUTZTIERE UND SONSTIGE TIERE 
 
Bei den 222 durchgeführten Strafverfahren waren unterschiedliche Tierarten betroffen. Abb.          
4 verdeutlicht, dass in diesen Strafverfahren verschiedenste Tierarten involviert waren. In           
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vielen Fällen wird nicht nur eine Tierart gehalten, sondern Tierhalter sind generell mit der              
Haltung überfordert. Wenn unzureichende Haltungsbedingungen vorlagen und der Tierhalter         
wegen dieser Verstöße bestraft wurde, traf das oft mehrere Tierarten, d.h. sowohl Nutztiere             
als auch Heimtiere wie Hund und Katze.  
 

4.3. Verfahren zur Verhängung von Tierhaltungsverboten 
Nach § 39 Abs. 1 TSchG haben die Behörden gegenüber Personen, die vom             
Gericht wegen Tierquälerei wenigstens einmal oder von der Verwaltungsbehörde         
wegen Verstoßes gegen die §§ 5, 6, 7 oder 8 mehr als einmal rechtskräftig bestraft              
wurden, Verfahren mit der Konsequenz zu führen, dass ihnen die Haltung von            
Tieren aller oder bestimmter Arten für einen bestimmten Zeitraum oder auf Dauer            
verboten wird. Unter tierschutzrechtlichem Gesichtspunkt zieht das       
Tierhaltungsverbot die schärfste Sanktion nach sich. Der erstinstanzliche Bescheid         
wird daher in vielen Fällen bekämpft. Bis das Verfahren abgeschlossen ist, vergeht            
viel Zeit. Während dieser Zeit ist gut darauf zu achten, dass Tiere, die nach wie vor                
in der Obhut eines solchen Halters sind, ausreichend versorgt werden. Im           
Berichtszeitraum wurden insgesamt gegen fünf Personen Tierhaltungsverbote       
verhängt: Bei zwei Haltern bezog sich dieses auf alle Tiere und wurde auf Dauer              
ausgesprochen; die weiteren drei Verbote waren auf bestimmte Tierarten         
beschränkt (dabei handelte es sich meist um Nutztiere). Gegenüber einem Halter           
wurde es auf zehn Jahre ausgesprochen, gegenüber zwei weiteren jeweils auf fünf            
Jahre. 
 
Problematisch war ein Sachverhalt, bei dem vorerst beide Halter in          
Untersuchungshaft kamen, nach kurzer Zeit aber einer wieder entlassen wurde. Es           
wird für künftige derartige Fälle gemeinsam mit den Behörden zu überlegen sein,            
welche Vorgangsweise gewählt werden kann, die für Tiere die geringsten          
Beeinträchtigungen unter Berücksichtigung des noch nicht rechtskräftigen       
Tierhaltungsverbots nach sich zieht.  

 
 

 
ABB. 5: ANZAHL DER TIERHALTUNGSVERBOTE IN DEN JAHREN 2012 BIS 2016 
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4.4. Wildtieranzeigen 

Diese Verfahren hat der Gesetzgeber als Anzeigeverfahren konzipiert. Unter diese          
Bestimmung fallen Wildtiere, die besondere Ansprüche an die Haltung stellen,          
aber auch Gehege, in denen Schalenwild zur Fleischgewinnung gehalten wird. Der           
Tierschutzombudsmann erhält bei diesen Verfahren gemäß § 25 TSchG         
Parteiengehör.  
 
In der Vergangenheit hat sich die Praxis entwickelt, dass viele Behörden nur die             
Meldung übermittelt haben. Seitens der Tierschutzombudsstelle wurden die        
Angaben über die Haltungsbedingungen an den geltenden Verordnungen        
überprüft und bei Nichteinhaltung der Voraussetzungen auf Herstellung des         
gesetzlichen Zustandes hingewiesen. Diese Stellungnahme wurde von der        
Behörde an den Meldungsleger zur Einhaltung übermittelt. 
 
Diese Vorgangsweise wurde geändert: Die Behörden wurden darüber informiert,         
dass Hilfestellung durch die Tierschutzombudsstelle nur noch für solche Wildtiere          
erbeten werden kann, die nicht explizit in den Verordnungen geregelt sind. Es            
wurde sichergestellt, dass die Veränderung der Praxis zu keinen Nachteilen für           
den Tierschutz führte. Dadurch, dass für den Großteil der gemeldeten Wildtiere           
Haltungsvorschriften vorliegen, bringen die zuständigen Behörden diese den        
Anzeigern zur Kenntnis und weisen auf die Herstellung des gesetzlichen          
Zustandes hin. 
 
Die gesammelten Daten lassen den Schluss zu, dass das Interesse an der Haltung             
von Wildtieren unverändert hoch ist. Es ist leider zu vermuten, dass nicht alle             
Wildtierhalter der Verpflichtung zur Anzeige nachkommen, denn bei der         
Tierschutzombudsstelle langen immer wieder Verkaufsveranstaltungen ein, bei       
denen Wildtiere angeboten werden. Aus Anzeigen geht hervor, dass auch          
Internetplattformen boomen. 
 
Von den im Jahr 2016 eingelangten 103 Anzeigen entfielen 69 auf Reptilien, 14             
auf Vögel, eine auf Amphibien, 7 auf Säugetiere und 12 auf Wildgehege. 
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ABB. 6: ANZAHL DER WILDTIERANZEIGEN IN DEN JAHREN 2012 BIS 2016 
 
 

4.5. Bewilligungsverfahren 
Nach § 23 TSchG sind viele Tierhaltungen bewilligungspflichtig. Damit soll          
sichergestellt werden, dass insbesondere für die Haltung unterschiedlicher        
Tierarten oder in besonderen Einrichtungen (wie Tierheimen, Zoos, gewerblichen         
Tierhaltungen, etc.) speziell abgestimmte Auflagen vorgeschrieben werden. 

 
4.5.1. Veranstaltungen 

Nach § 28 TSchG ist die Verwendung von Tieren bei sonstigen           
Veranstaltungen bewilligungspflichtig. Sofern es sich nicht um       
regelmäßige Veranstaltungen handelt, für die auch Dauerbewilligungen       
erteilt werden können, sind gesonderte Bewilligungsverfahren      
durchzuführen. 

 

 
ABB. 7: ANZAHL DER VERANSTALTUNGEN GEM. § 28 TSCHG IN DEN JAHREN 2012 BIS 2016 
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4.5.2. Sonstige Verfahren 
Unter die "sonstigen Verfahren" fallen Meldungen von Zoos (§ 26 TSchG),           
Zirkussen (§ 27 TSchG), Tierheimen (§ 29 TSchG), Hunde- oder          
Katzenzuchten, Zoofachgeschäften oder Tierpensionen (§ 31 TSchG).       
2016 langten 43 Akten für "sonstige Bewilligungen" bei der         
Tierschutzombudsstelle ein (Abb. 8). Es wurden zwei Tierheime und drei          
Tierpensionen bewilligt. Die meisten Verfahren entfielen auf       
Zuchtmeldungen (gemäß § 31 TSchG), wobei in 28 Fällen Katzenzuchten          
gemeldet wurden. 

 

 
ABB. 8: ANZAHL DER "SONSTIGEN VERFAHREN" IN DEN JAHREN 2012 BIS 2016  
 

4.5.3. Verfahren zur Erlangung eines Sachkundenachweises 
Das Gesetz zur Durchführung unmittelbar anwendbarer unionsrechtlicher       
Bestimmungen auf dem Gebiet des Tierschutzes regelt auch besondere         
Bestimmungen zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 1099/2009.        
Darunter fallen Verfahren zur Ausstellung von Sachkundenachweisen,       
wobei bis Dezember 2015 die Erlangung dieses Sachkundenachweises        
im Rahmen eines vereinfachten Verfahrens möglich war, während im         
Berichtszeitraum bereits die geänderte Tierschutz-Schlachtverordnung     
galt, mit der die Schulungserfordernisse festgelegt wurden. 
 
Abb. 9 zeigt, dass die meisten Sachkundenachweise nach den         
Vorschriften der Übergangsregelung ausgestellt wurden. 2016 galt es,        
Organisationen zu finden, die Schulungen anboten. Daher wurden 2016         
nur vergleichsweise wenige Sachkundenachweise beantragt. Da für die        
Rückmeldungen nicht ausschließlich die vorgefertigte Liste verwendet       
wurde, lassen sich Daten nicht auswerten. Da ein Überblick über die           
Schulungen aus Tierschutzsicht wichtig ist, sollte diese Anforderung mit         
den Behörden geklärt werden. 
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ABB. 9: ANZAHL DER "SACHKUNDENACHWEISE“ FÜR 2015 UND 2016 
 

4.6. Tierschutzombudsmann als Mitglied des Tierschutzrats 
Der Tierschutzombudsmann ist Mitglied des Tierschutzrats (siehe auch § 42          
TSchG), ein Beratungsgremium des Bundesministeriums für Gesundheit und        
Frauen. Die zweimal jährlichen Sitzungen fanden am 15. März und am 15.            
November 2016 in Wien statt, an denen der Tierschutzombudsmann         
teilgenommen hat. 
 
Vorbereitend zur Tierschutzratssitzung im März trafen sich die        
Tierschutzombudsleute am 18. Februar 2016 in Salzburg, um diverse Anträge und           
Stellungnahmen zu diskutieren sowie gemeinsame Stellungnahmen und       
Vorgehensweisen vorzubereiten. Ebenso wurde dieses Treffen genutzt, um sich         
mit Themen aus der täglichen Praxis zu beschäftigen und auszutauschen.  
  
2016 brachte der Tierschutzombudsmann keine eigenen Anträge in den         
Tierschutzrat ein, er war aber in die Abstimmungen zu diversen Fragestellungen           
bzw. der Gesetzesbegutachtung zur Änderung der Tierschutzvorschriften gut        
eingebunden. 
Eine Mitgliederliste sowie ein Überblick über die Tätigkeit des Tierschutzrates und           
die Tätigkeitsberichte sowie die Protokolle der Sitzungen sind unter:         
http://www.bmgf.gv.at/home/Gesundheit/Tiergesundheit/Tierschutz/Tierschutzrat_/ 
zu finden. 
Aufgrund der Stellvertreterfunktion als Tierschutzombudsmann war es nicht        
möglich, bei den verschiedensten Arbeitsgruppen des Tierschutzrates       
teilzunehmen.  

5. Abschließende Bemerkungen und Ausblick 
Im Berichtszeitraum hat Herr Mag. Dieter Deutsch die Funktion des          
Tierschutzombudsmannes interimistisch übernommen. Dadurch, dass er diese Funktion        
mehrere Jahre selber bekleidete und auch in den Jahren 2014 und 2015 immer wieder              
vertretungsweise tätig war, war eine problemlose Fortführung der Aufgaben möglich.          
Lediglich die Umstellung auf den elektronischen Akt (ELIVS) stellte eine Neuerung in der             
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bekannten Organisation dar und wurde Dank der freundlichen und kompetenten          
Unterstützung des Sekretariats der Tierschutzombudsstelle rasch gemeistert.  
Da Mag. Dieter Deutsch im Berichtszeitraum seine Aufgaben als Amtstierarzt          
wahrzunehmen hatte, erfolgte eine straffe Priorisierung der Tätigkeiten. Es wurde          
besonders darauf geachtet, dass die Vollzugsbehörden benötigte Stellungnahmen rasch         
erhielten, um effizient weiterarbeiten zu können. Auch für die in die           
Tierschutzombudsstelle eingegangenen Hinweise und Anzeigen wurde Sorge getragen,        
dass diese ohne unnötigen Aufschub bearbeitet und an die zuständigen Stellen           
weitergeleitet wurden. Routinemäßige Aufgaben wurden durch Arbeitsteilung effizient        
erledigt. 
 
Abstriche waren im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit zu machen, sodass diese nicht in            
dem Ausmaß wie gewohnt oder auch wie es der Zielsetzung der Tierschutzombudsstelle            
entsprach, durchgeführt werden konnte. So konnte z.B. das Tierschutzportal nicht mit           
aktuellen Informationen bestückt werden. Auch die Kontaktaufnahme zu        
Medienvertretern oder Presseaussendungen oder angebotene Fachberichte für Artikel in         
den verschiedensten Printmedien war nicht möglich. Diese Aufgabe kann von einer           
Tierschutzombudsperson, die sich auf diese Funktion konzentrieren kann, sicherlich         
wieder besser umgesetzt werden. 
 
Herausfordernd waren einzelne Situationen, in denen Herr Mag. Deutsch einen Betrieb           
in seiner Funktion als Amtstierarzt prüfte, er aber nachfolgend auch als           
Tierschutzombudsmann involviert war. Beispielhaft sei eine amtstierärztliche       
Nachkontrolle einer Tierhaltung erwähnt, die zeitlich kurz nach einer Verhandlung mit           
dem Tierhalter am LVwG, bei der die Parteistellung der Tiere zu vertreten war, erfolgte.              
Diese Nachkontrolle lief deutlich emotioneller und mit viel mehr Diskussionsbedarf ab,           
wobei auch hier vor Ort wie schon vor Gericht keine Einigung in Bezug auf das Tierwohl                
erzielt werden konnte.  
 
Anzumerken ist, dass eine amtstierärztliche Tätigkeit mit Schwerpunkt Tierschutz und im           
kontrollierenden Bereich nicht mit der Tätigkeit des Tierschutzombudsmannes vereinbar         
ist, da sich immer wieder und meist völlig unerwartet Spannungsfelder und eventuelle            
Interessenskonflikte ergeben können.  
 
Abschließend möchte ich mich bei den MitarbeiterInnen der        
Bezirksverwaltungsbehörden für die konstruktive Zusammenarbeit bedanken. Dieser       
Dank gilt ebenso den fleißigen MitarbeiterInnen der oberösterreichischen        
Tierschutzvereine und Tierheime für die unschätzbare wertvolle Arbeit, die zum Schutz           
der Tiere geleistet wurde.  
 
Ganz besonders möchte ich mich aber beim Team der Tierschutzombudsstelle          
bedanken, das alles so vorzüglich und ordentlich am Laufen gehalten hat. 
 
 

 
 
Mag. Dieter Deutsch 
stellvertretender Tierschutzombudsmann 
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